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Am 11. Januar hat der Zürcher Kantonsrat 
die Volksinitiative «Nein zum Sterbetou-
rismus im Kanton Zürich!» für gültig er-
klärt. Was wären die Konsequenzen für 
Freitodhilfe-Organisationen wie Dignitas 
und Exit bei einer Annahme der Vorlage?

Keine. Eine Annahme würde den Zürcher 
Regierungsrat nur verpflichten, dem Kan-
tonsrat einen entsprechenden Gesetzesan-
trag vorzulegen. Da eine solche Regelung 
bundesrechtswidrig wäre, hätte sie schon 
im Kantonsrat keine Chance.

Im Initiativtext wird behauptet, Dignitas 
«vergase Sterbewillige auf Parkplätzen» 
und «verstosse gegen fast alle Sorgfaltskri-
terien der Nationalen Ethikkommission 
(NEK)», wodurch der Kanton im In- und 
Ausland einen erheblichen Imageschaden 
erleide.

Die Initiative stammt aus Sektenkreisen. Da 
ist nicht weiter erstaunlich, dass derartiger 
Unsinn darin zu lesen ist. Dem steht die 
Aussage des Zürcher Justizdirektors Mar-
kus Notter im Kantonsrat vom 29. Oktober 
2007 entgegen, die in der Schweiz tätigen 
Sterbehilfeorganisationen – und damit 
ganz klar auch Dignitas – arbeiteten gut.

Glauben Sie, dass die Volksinitiative eine 
Chance hat, angenommen zu werden?

Das Zürcher Volk hat bereits am 25. Sep-
tember 1977 mit 203 148 Ja gegen 144 822 
Nein eine Volksinitiative für aktive Ster-
behilfe angenommen. Das ging auf die 
«Hämmerli-Affäre» zurück. Der damalige 
Chefarzt des Zürcher Stadtspitals Triemli 
wurde auf Veranlassung von Stadträtin 
Dr. Regula Pestalozzi verhaftet, weil er 
Sterbenden keine Nahrung, sondern 
nur noch Wasser verabreichen liess. Das 
Strafverfahren gegen Professor Urs Peter 
Hämmerli wurde eingestellt und Regula 
Pestalozzi 1978 von den Wählern der Stadt 
Zürich schmählich abgewählt. Die Zürcher 
werden auch diesmal keinen fundamen-
talistischen Rattenfängern, auch keinen 
«christlichen», folgen.

In seiner Motion im Nationalrat behaupte-
te Ruedi Aeschbacher (EVP, ZH), Dignitas 
betreibe «das Geschäft mit dem Tod schon 
lange nicht mehr uneigennützig» und 
«biete auch Tötungsmethoden wie Ersti-
cken an». Warum hat man Sie noch nicht 
verhaftet?

Aeschbacher gehört zu jenen Leuten, die 
christlichen Fundamentalismus betrei-

«Dem Tod seit langem entfremdet»
Eine Volksinitiative will den «Sterbetourismus» per Gesetz verbieten. Dignitas-Chef 
Ludwig A. Minelli kontert die Vorwürfe an seine Organisation und erklärt, warum er ein Verbot  
der Freitod-Hilfe für menschenunwürdig hält. Von Peter Holenstein

«Nur schon ein bisschen vernünftiges Nachdenken hilft»: Sterbehelfer Minelli.
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ben. Wie alle Fundamentalisten operiert er 
mit Angst, Unwahrheit und Irreführung. 
Das ist in aller Deutlichkeit abzulehnen.

Seit dem Jahr 2000 sind wegen angeblicher 
Missbräuche bei Freitodbegleitungen eini- 
ge Strafuntersuchungen gegen Dignitas 
und ihr nahestehende Personen geführt 
worden. Mit welchem Resultat?

Der Zürcher Regierungsrat hat dem Kan-
tonsrat am 12. November 2008 schriftlich 
mitgeteilt, alle diese Untersuchungen hät-
ten «mangels rechtsgenügenden Verdachts 
einer strafbaren Handlung eingestellt» 
werden müssen. Jede einzelne der seit 1998 
mehr als tausend Freitodbegleitungen ist 
stets durch Staatsanwälte, Polizeifunkti-
onäre und Rechtsmediziner akribisch un-
tersucht worden. In keinem einzigen Fall 
sind irgendwelche «Missbräuche» festge-
stellt worden. Dies lässt nur den Schluss 
zu: Dignitas arbeitet sauber.

Soraya Wernli, eine ehemalige Freitodbe-
gleiterin von Dignitas, hat in den Medien 
wiederholt behauptet, Dignitas habe (ver-
botene) aktive Sterbehilfe geleistet.

Die entsprechende Strafuntersuchung 
durch die Zürcher Staatsanwaltschaft, die 
sich im Übrigen auch gegen Soraya Wernli 
gerichtet hatte, wurde – wie alle anderen 
– mangels rechtsgenügenden Verdachts 
eingestellt. 

Unbestritten ist, dass Dignitas in vier Fäl-
len bei der Freitodbegleitung Helium mit-
tels medizinischer Atemmaske eingesetzt 
hat. Wie kam es eigentlich dazu?

Der Zürcher Kantonsarzt Ulrich Gabathu-
ler hob Ende Januar 2008 eine seit 1985 gel-
tende Praxis auf, wonach ein Arzt einem 
Patienten nach nur einer Konsultation das 
notwendige Rezept verschreiben darf. Dies 
ohne ein Wort der Begründung. Er werde 
künftig bei einem solchen Vorgehen den 
beteiligten Arzt wegen «unsorgfältiger ärzt
licher Tätigkeit» disziplinarisch verfolgen. 
Dignitas musste den Behörden zeigen, dass 
man nicht auf verschreibungspflichtige 
Medikamente angewiesen ist. Dignitas 
wollte ausserdem eigene Erfahrungen im 
Umgang mit Helium erwerben. Auch in 
den vier Helium-Fällen hat Dignitas Ärzte, 
wie in allen anderen Fällen üblich, zu Ra-
te gezogen. Entgegen Behauptungen der 
Staatsanwaltschaft in Uster hat nie die 
Absicht bestanden, auf diese ärztliche Mit-
wirkung zu verzichten. Ob der Kantons-
arzt zu jener Praxisänderung befugt war, 
ist noch Gegenstand eines Verfahrens vor 
dem Zürcher Verwaltungsgericht.

Die ehemalige deutsche Bundesjustizmi
nisterin Brigitte Zypries (SPD) behauptete 
im Bundestag, Dignitas führe Suizidbeglei-
tungen auf Autobahnparkplätzen durch.

Da möchte man schon fast zynisch werden. 
Es ist ein Beleg für die überragende Ef-

fizienz der deutschen Geheimdienste. Sie 
scheinen wie gewisse Schweizer Politiker 
ihre Weisheiten aus Boulevardzeitungen zu 
schöpfen. Fakt ist: Dignitas musste in den 
wenigen Wochen, während deren aufge-
regte Gemeindebehörden im Kanton Zürich 
2007 rechtswidrig verhinderten, dass wir  
in sicheren Räumen arbeiten konnten, in 
Hotelzimmer ausweichen. Zwei voneinan-
der unabhängige Mitglieder aus Deutsch-
land zogen einem Hotelzimmer ihre eigenen 

Fahrzeuge vor. Diese wurden am Rande der 
ruhig gelegenen, bewaldeten Wiese in der 
Guldenen ob Forch – wo das der Zürcher Kan-
tonalbank gehörende Restaurant «Waldhof» 
seit März 2007 geschlossen ist – begleitet.

Ein Hauptvorwurf, der immer wieder gegen 
Dignitas erhoben wird, ist das undurchsich-
tige Finanzgebaren Ihrer Organisation und 
der damit verbundene Verdacht, Sie würden 
von den Freitodbegleitungen persönlich fi-
nanziell profitieren. Weshalb legen Sie Ihre 
Buchhaltung nicht offen?

Vorarbeiten dazu sind seit langem im Gange 
und weit gediehen, sind aber bisher wegen 
des Kampfes um eine sichere Unterkunft 
von Dignitas und durch die übrigen Ver-
fahren verzögert worden. Immerhin hat das 
Kantonale Steueramt des Kantons Zürich 
Einblick in unsere Buchhaltung.

Der Bundesrat beabsichtigt, die Anzahl Fälle 
organisierter Suizidhilfe entweder stark zu 
verringern oder praktisch unmöglich zu 
machen. In ihrer Vernehmlassungsantwort 
weist Exit die Vorschläge als untauglich zu-
rück. Was halten Sie von den bundesrätlichen 
Vorschlägen?

Sie sind nicht nur politisch unverständlich, 
sie verletzen auch vom Bundesgericht festge-
stellte Menschenrechte. Das Bundesgericht 
hat am 3. November 2006 anerkannt, dass 
das Recht eines Menschen, selber darüber 
entscheiden zu dürfen, wann und wie er 
stirbt, Bestandteil des Selbstbestimmungs-
rechtes sei, welches durch die Europäische 
Menschenrechtskonvention geschützt ist 
(Urteil BGE 133 I 58). Aus den Vorschlä-
gen des Bundesrates müsste eigentlich der 
Rückschluss gezogen werden, die Mehrheit 
dieses Gremiums bestehe aus Personen, die 
fundamentalistischen Sekten sehr nahe ste-
hen. Eine Frage, die man sich stellen mus-
sund die mich sehr beschäftigt.

Obwohl die Palliativmedizin während der 
vergangenen Jahre grosse Fortschritte ge-
macht hat, verzeichnen die Freitodhilfe-Or-
ganisationen immer mehr Mitglieder. Wie 
erklären Sie sich das?
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Das kann man mit dem Satz aus dem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofes für Men-
schenrechte in Strassburg in der Sache Diane 
Pretty gegen das Vereinigte Königreich be-
antworten: «Ohne in irgendeiner Weise die 
Unantastbarkeit des Lebens in Frage zu stel-
len, ist der Gerichtshof der Meinung, dass 
die Frage der Lebensqualität unter dem Ge-
sichtspunkt des Art. 8 relevant ist. In einem 
Zeitalter der wachsenden medizinischen 
Raffinesse, verbunden mit langer Lebenser-
wartung, machen sich viele Menschen Sor-
gen, dass sie gezwungen werden könnten, in 
hohem Alter oder in einem Zustand fortge-
schrittenen körperlichen oder geistigen Ver-
falls weiterzuleben, der ihren Grundüber-
zeugungen und Vorstellungen von eigener 
persönlicher Identität widerspricht.» Die 
Palliativmedizin verlängert nicht das Leben, 
sondern das Sterben, und Letzteres ist eben 
genau das, was viele unheilbar kranke Men-
schen nicht wollen. Zudem ist es ein Irrtum 
zu glauben, die Palliativmedizin vermöge 
sämtliche physischen Schmerzen zu elimi-
nieren.

Welche Kosten entstehen dem Steuerzahler 
durch die Tätigkeit der Freitodhilfe-Organi-
sationen?

So viele, wie der Chef einer kantonalen 
Staatsanwaltschaft verursachen lässt. Im 
Kanton Freiburg erscheint nach einem 
begleiteten Suizid ein einzelner Polizei-
funktionär. In Zürich kommt beinahe das 
Überfallkommando. Im Kanton St. Gallen 
verrechnet uns der Kanton aufgrund seiner 
Gesetzgebung Kosten von weniger als 500 
Franken pro Fall.

Worauf führen Sie den Umstand zurück, 
dass Ausländer in unserem Land zwar arbei-
ten oder Milliarden in die Tourismuskassen 
bringen dürfen, aber als unheilbar kranke 
Freitodbegehrende unerwünscht sind?

Man darf nicht übersehen, dass das nur die 
Haltung einer Minderheit ist, die ich im 
besten Falle unbarmherzig nennen würde. 
Der Grossteil der Gesellschaft empfindet 
anders. Und doch muss man sehen, dass 
unsere Gesellschaft dem Tod und dem Ster-
ben seit langem entfremdet worden ist. Das 
Sterben ist in Alters- und Pflegeheime und 
Spitäler exportiert worden. Das ist wohl 
der Hauptgrund. Nur schon ein bisschen 
vernünftiges Nachdenken hilft: Weil die 
Schweiz ein so liberales System kennt – für 
das sie im Ausland hoch gelobt wird! –, wird 
das Problem nun in vielen anderen Ländern 
endlich ernsthaft diskutiert. Es ist immer 
die alte Erfahrung des Liberalen: Freiheit  
ist letztlich ansteckend – man hat das auch 
im Zusammenhang mit dem straflosen 
Schwangerschaftsabbruch europaweit ge-
sehen. Auf diese Freiheit dürfen wir in der 
Schweiz stolz sein, und wir wollen sie be-
wahren!  � g

«Die Palliativmedizin  
verlängert nicht das Leben,  
sondern das Sterben.»


